
 

 

 

Europäischer Rat in Brüssel: 

Für einen EU-Haushalt mit Augenmaß 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Der Europäische Rat am 15./16. Oktober 

2026 steht im Zeichen wachsender geopoli-

tischer und wirtschaftlicher Herausforde-

rungen für Europa. Dazu hat der Bundes-

kanzler am Mittwoch eine Regierungserklä-

rung im Deutschen 

Bundestag abgegeben. 

Im Mittelpunkt steht 

die Stärkung der Wett-

bewerbsfähigkeit, die 

anhaltende Unterstüt-

zung der Ukraine sowie 

die Beratungen über 

den nächsten Mehrjäh-

rigen Finanzrahmen. 

Für uns ist klar: Europa 

braucht spürbar weni-

ger Bürokratie, bezahl-

bare Energie und bes-

sere Investitionsbedin-

gungen. 

Zugleich müssen Europas Sicherheit ge-

stärkt, die Unterstützung der Ukraine fort-

gesetzt und der EU-Haushalt auf Zukunfts-

aufgaben ausgerichtet werden. Die Höhe 

des aktuellen Vorschlags zum Mehrjährigen 

Finanzrahmen bildet keine Grundlage für 

eine Einigung. Europa braucht keinen immer 

größeren Haushalt, sondern klare Prioritä-

ten und Ausgabendisziplin. In einer Zeit, in 

der Kommunen, Länder und Bund jeden 

Euro zweimal umdrehen müssen, kann Eu-

ropa das Geld nicht mit beiden Händen aus-

geben. 

Wir verabschieden viele richtungswei-

sende Gesetze diese 

Woche im Deutschen 

Bundestag. Zwölf 2./3. 

Lesungen unterstrei-

chen, dass die Koalition 

wichtige Projekte an-

geht und Schritt für 

Schritt abarbeitet. 

Angefangen bei der 

Frühstartrente, mit der 

Kinder früh mit dem 

Vermögensaufbau für 

das Alter beginnen und 

von den Effekten des 

Kapitalmarkts profitieren können; die euro-

päische Brieftasche für die digitale Identität; 

die Reform der Notfallversorgung – wir ver-

binden die Akut- und Notfallversorgung und 

können so die Patienten besser steuern – 

und weitere Schritte beim Bürokratieabbau 

in Bereichen wie Verkehr und Landwirt-

schaft. 
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Das alles zeigt: diese Entscheidungen ma-

chen einen Unterschied für die Bürgerinnen 

und Bürger; es macht einen Unterschied, 

dass wir regieren. 

 

Schwerpunkte der Sitzungswoche 

 

Früher Vermögensaufbau für das Alter 

– die Frühstartrente kommt  

Früh anfangen lohnt sich. Wer schon als 

Kind Vermögen aufbaut, profitiert jahrzehn-

telang vom Zinseszinseffekt. Mit der 

Frühstartrente (2./3. Lesung) 

erhalten Kinder diese Chance auf Vermö-

gensaufbau. Wir bringen ein wichtiges Vor-

haben der Union zum Abschluss, das wir be-

reits im Wahlprogramm gefordert haben. 

Rückwirkend zum 1. Januar 2026 stellen wir 

allen Kindern, die 2026 das sechste Lebens-

jahr vollenden, ab ihrem 6. Geburtstag mo-

natlich zehn Euro zur Verfügung. 

Dieses Geld soll unter Anleitung der Eltern, 

und im Idealfall durch den Schulunterricht 

begleitet, am Kapitalmarkt investiert wer-

den; mehrere private Anbieter werden hier 

individuelle Depotlösungen anbieten. In den 

nächsten Jahren kommen sukzessive wei-

tere Jahrgänge in die Förderung. Die Förde-

rung endet mit dem 18. Geburtstag. Danach 

kann das Frühstart-Depot nahtlos in ein re-

guläres Altersvorsorgedepot überführt und 

weiter bespart werden. 

Insbesondere mit Zuzahlungen und Fort-

führung im Erwachsenenalter kann die Früh-

startrente zu einer echten Wohlstandsma-

schine für die Generation unserer Kinder 

und Enkel werden. Mit der Frühstartrente 

schaffen wir mehr Eigenverantwortung so-

wie ein stärkeres Bewusstsein für finanzielle 

Bildung und Vermögensaufbau statt reiner 

Abhängigkeit von der gesetzlichen Rente. 

 

 

Wir reformieren die Notfallversorgung  

Endlich bringen wir die seit vielen Jahren 

geforderte und auch im Koalitionsvertrag 

vereinbarte Optimierung der Akut- und 

Notfallversorgung in Deutschland auf den 

Weg. Eine gezieltere Patientensteuerung 

und damit eine bedarfsgerechtere Nutzung 

von Notfalleinrichtungen erreichen wir 

durch eine stärkere Vernetzung aller Leis-

tungserbringer und eine Digitalisierung der 

Prozesse, insbesondere die Einführung digi-

taler Ersteinschätzungsverfahren. 

Dadurch werden nicht nur die Versorgung 

der Menschen in Akut- oder Notfällen ver-

bessert, sondern auch kostenintensive Fehl-

inanspruchnahmen der Notaufnahmen der 

Krankenhäuser und des Rettungsdienstes 

vermieden, was insgesamt zu einer Entlas-

tung des Gesundheitssystems beiträgt. Dar-

über hinaus werden Integrierte Notfallzen-

tren als sektorenübergreifende Versor-

gungsstrukturen etabliert werden. 

 

Wir haben uns zum Ziel gesetzt, die Bei-

tragssätze in der gesetzlichen Krankenver-

sicherung stabil zu halten. Die zusätzlichen 

Änderungen im Rahmen der Notfallreform 

sind notwendig geworden, um die im Zuge 

der Verhandlungen des GKV-Beitragssatz-

stabilisierungsgesetzes I noch nötig gewor-

denen zusätzlichen Mittel für unsere Kran-

kenhäuser und die psychotherapeutische 

Versorgung zu gewinnen. Im Vergleich zu 

den bereits vor der Anhörung eingebrachten 

Änderungsanträgen, wurden u.a. folgende 

wesentliche Änderungen vereinbart: Die 

Ausschreibungsmöglichkeit bei Zytostatika 

(Arzneimittel) wurde wieder gestrichen. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-fruehstartrente-1223624
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-notfallversorgung-1223578
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Damit stellen wir die Versorgung insbeson-

dere bei onkologischen Erkrankungen wei-

ter sicher. Für die Ausschreibungen bei 

Hilfsmitteln wurde eine zeitnahe gesetzli-

che Evaluation vereinbart, um die Auswir-

kungen genau im Blick zu behalten. 

Das BMG arbeitet daneben weiter an um-

fassenden Strukturreformen wie der Einfüh-

rung eines verbindlichen Primärversor-

gungssystems. Ziel aller Reformen ist es, 

die vorhandenen Strukturen und Ressour-

cen effizienter zu nutzen, um die flächen-

deckende Versorgung der Menschen für 

die Zukunft zu sichern. Die FinanzKommis-

sion Gesundheit wird sich in einem zweiten 

Schritt ebenfalls mit den notwendigen 

Strukturreformen im Gesundheitswesen be-

schäftigen und einen entsprechenden Be-

richt zum Ende des Jahres 2026 vorlegen. Bei 

ihren Untersuchungen wird sie auch das 

Thema „ambulante Operationen“ in den 

Blick nehmen. 

 

Wir schaffen die Voraussetzungen für 

die digitale Brieftasche  

Mit der 2./3. Lesung des Gesetzes zur 

Durchführung der unionsrechtlichen Vor-

schriften über die Europäische Brieftasche 

für die Digitale Identität sowie zur Ände-

rung anderer Rechtsvorschriften (Digitale 

Identitätengesetz – DIdG) schaffen wir die 

rechtliche Grundlage für die Einführung der 

European Digital Identity Wallet (EUDI-Wal-

let) „d-you“. 

Damit ermöglichen wir 

eine sichere, einfache 

und europaweit nutzbare 

digitale Identifizierung. 

Wir erleichtern Behördengänge, bauen Bü-

rokratie ab und stärken die digitale Souverä-

nität Deutschlands und Europas. Entschei-

dend ist, dass digitale Identitäten künftig 

nicht nur im Kontakt mit Behörden, sondern 

auch in der Wirtschaft selbstverständlich 

genutzt werden können. 

Damit schaffen wir die Voraussetzungen 

für neue digitale Geschäftsmodelle, be-

schleunigen Verwaltungsverfahren und 

stärken die Wettbewerbsfähigkeit unseres 

Wirtschaftsstandorts. Ab Anfang 2027 steht 

die d-you App allen Bürgern in Deutschland 

kostenfrei zur Verfügung. Sie wird wie ein 

Booster für die Digitalisierung unserer Ge-

sellschaft wirken. Ihre Funktionen und die 

verfügbaren digitalen Nachweise werden 

anschließend schrittweise erweitert. 

 

Vereinfachungen für Landwirtschafts-

betriebe  

Mit dem GAP-Anpassungsgesetz verfol-

gen wir das Ziel, Kontrollen, Sanktionen und 

Bewirtschaftungsauflagen für Öko- und 

kleinere Landwirtschaftsbetriebe zu redu-

zieren. 

So werden beispielsweise Ökobetriebe und 

vollständig in Umstellung befindliche Be-

triebe zukünftig kraft gesetzlicher Vermu-

tung als Erfüller bestimmter Umwelt- und 

Bewirtschaftungsstandards gelten. Bei 

Pflanzenkrankheiten und Schädlingsbefall 

können Behörden Ausnahmen von be-

stimmten GLÖZ-Verpflichtungen zulassen 

können. Außer-dem werden Betriebe mit bis 

zu 30 Hektar von bestimmten Kontrollen 

und Verwaltungssanktionen ausgenommen. 

 

Wir halten den CO2-Preis stabil  

Mit dem Beschluss der Novelle des Brenn-

stoffemissionshandelsgesetzes stabilisie-

ren wir den nationalen CO2-Preis auf fossile 

Kraft- und Treibstoffe – ein notwendiger 

Schritt angesichts der hohen Energiepreise. 

Für das Jahr 2027 soll der Preiskorridor aus 

dem Jahr 2026 (55-65 Euro pro ausgestoße-

ner Tonne CO2) gelten. Ohne gesetzliche 

Änderung würde der nationale CO2-Preis 

nach den geltenden Regelungen an den 

Preis des europäischen Emissionshandel für 

Industrie und Energie (ETS 1) anknüpfen. 

Dieser beträgt aktuell rund 85 Euro. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-digitale-identitaeten-gesetz-1223586
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-gap-1223606
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-brennstoffemissionshandelsgesetz-1223608
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-brennstoffemissionshandelsgesetz-1223608
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Ziel ist es, einen Anstieg der CO2-Beprei-

sung im nationalen Brennstoffemissions-

handel in der Übergangsphase zu dem ab 

2028 startenden EU-Brennstoffemissions-

handel („EU-ETS 2“) zu vermeiden. Zudem 

fordern wir die Bundesregierung auf, unver-

züglich Verbesserungen für die Abfallver-

brennungsanlagen bei der nationalen CO2-

Bepreisung sowie beim Carbon-Leakage-

Schutz vorzunehmen. 

 

Wir gehen einen weiteren Schritt zu ei-

nem modernen, digitalen Rechtsstaat  

Mit der 2./3. Lesung des Gesetzes zur 

Ausweitung der notariellen Online-Ver-

fahren im Gesellschafts- und Register-

recht erweitern wir die Möglichkeiten nota-

rieller Beurkundungen und Beglaubigungen 

mittels Videokommunikation im Gesell-

schafts- und Registerrecht. 

 

Die Zulässigkeit der notariellen Online-

Verfahren wird auf folgende Maßnahmen 

ausgeweitet: Anmeldungen zur Eintragung 

in das Stiftungsregister; Gründungen von 

Aktiengesellschaften sowie Kommanditge-

sellschaften auf Aktien; Beschlüsse der 

Gründer zur Bestellung des ersten Auf-

sichtsrats und des Abschlussprüfers für das 

erste Voll- und Rumpfgeschäftsjahr; Voll-

machten zur Anmeldung beim Handels-, Ge-

sellschafts- und Partnerschaftsregister; 

Vollmachten zur Stimmabgabe in Gesell-

schafterversammlungen von Gesellschaften 

mit beschränkter Haftung; Vollmachten zur 

Abgabe der Erklärung zur Übernahme eines 

Geschäftsanteils einer Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung und die Abtretung von 

GmbH-Geschäftsanteilen und Vereinbarun-

gen über die Verpflichtung zur Abtretung. 

Wir gehen einen weiteren Schritt zu einem 

modernen, digitalen Rechtsstaat: Wir ver-

einfachen Abläufe, sparen Zeit und Kosten 

und bauen unnötige Bürokratie ab – ohne 

Abstriche bei der Rechtssicherheit.  

 

Erste Lesungen der laufenden Sitzungs-

woche  

 

Höherqualifizierende Berufsbildung 

stärken  

Wir fördern die Fachkräftesicherung in 

Deutschland nachhaltig, indem wir die Auf-

stiegsfortbildungsförderung aktualisie-

ren.  

Mit dem Gesetz wollen wir die höherquali-

fizierende Berufsbildung stärken. Dazu wol-

len wir die Förderhöchstbeträge für die 

Lehrgangs- und Prüfungsgebühren sowie 

für das Prüfungsstück an das gestiegene 

Preisniveau anpassen. Weiter soll der soge-

nannte „Bestehenserlass“ von 50 auf 60 Pro-

zent des Restdarlehens für Teilnehmer, die 

einen KfW-Darlehen in Anspruch nehmen 

und die Prüfung erfolgreich bestehen, ange-

hoben werden. Wir wollen für Arbeitgeber 

die Möglichkeit eröffnen, sich an den Kosten 

der Fortbildungsmaßnahme zu beteiligen, 

ohne dass dies auf die Förderung angerech-

net wird, und streben eine Anhebung des 

Kinderbetreuungszuschlags zur stärkeren 

Unterstützung von Alleinerziehenden an. 

 

Bessere Chancen für junge Menschen  

Gute Bildung darf nicht vom Portemonnaie 

der Eltern abhängen. Deshalb machen wir 

das BAföG mit der 1. Lesung zum 30. Ge-

setz zur Änderung des Bundesausbil-

dungsförderungsgesetzes und anderer 

Gesetze (30. BAföGÄndG) einfacher, digi-

taler und bedarfsgerechter. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-online-verfahren-1224502
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-online-verfahren-1224502
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-aufstiegsfortbildung-1223570
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-aufstiegsfortbildung-1223570
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-bafoeg-1223582
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Wir erhöhen die Wohnkostenpauschale 

von 380 auf 440 Euro, heben die Bedarfss-

ätze schrittweise an und vereinfachen die 

Antragstellung. Damit setzen wir nach lan-

gen Verhandlungen zentrale Vereinbarun-

gen des Koalitionsvertrags um und schaffen 

bessere Chancen für junge Menschen, ihren 

Bildungsweg selbstbestimmt zu gestalten. 

 

Wir stärken unsere Reserve  

Mit dem Reservestärkungsgesetz (ResStG; 

1. Lesung) wollen wir die Reserve als festen 

Bestandteil der Bundeswehr stärken und die 

personelle Aufwuchs- und Durchhaltefähig-

keit unserer Streitkräfte angesichts der ver-

schärften sicherheitspolitischen Lage si-

cherstellen. Dafür schaffen wir verlässliche 

gesetzliche Grundlagen, um Reservistinnen 

und Reservisten verpflichtend heranziehen 

zu können, wobei die Dauer der Verpflich-

tung von der zuvor geleisteten aktiven 

Dienstzeit abhängt. 

 

Bilder der Woche 

 
Es war mir eine wirkliche Freude, meine Praktikantin 

Celina Zachar aus Backnang eine Woche in Berlin um 

mich gehabt zu haben. 

 

Und wer im Reichstag unterwegs ist, trifft zuweilen 

auch nicht ganz unwichtige Persönlichkeiten… 

 

 

Wirklich angeregte Diskussionen gab es mit den Schü-

lerinnen und Schülern des BIZE Weissach im Tal.  

Vielen Dank dafür! 

 

 

 

 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw42-de-reservestaerkungsgesetz-1223596
https://www.bize.de/
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Splitter  aus  dem  Wahlkreis 

  

  

 

Landesdelegiertentag der Frauenunion Baden-Württemberg in Heubach, 
mit unserem stellv. Miisterpräsidenten Manuel Hagel MdL 

 

   

Mugele-Cup 2026, mit Tim Bückner MdL und 
Roland Wendel (Vorsitzender SVG Schw. Gmünd) 

Eröffnung Feuerwehrhaus 
Spraitbach 

 

 


